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 Editorial 
Der Steuerwahlkampf für die Bundestagswahl im September 2017 ist in 
vollem Gange. Bei den überquellenden öffentlichen Kassen sollte ei-
gentlich erwartet werden, dass die Parteien eine angemessene Sen-
kung des Einkommensteuertarifs anstreben, auch um die in den ver-
gangenen Jahren steigende Belastung aufgrund der kalten Progression 
wieder zu korrigieren. Aufgrund der aktuellen Diskussionen ist jedoch –
wenn überhaupt – nur eine Minikorrektur der Einkommensteuer zu er-
warten. Die CDU möchte zwar alle Einkommensteuerpflichtigen entlas-
ten, allerdings nur in homöopathischer Dosis. Der Solidaritätszuschlag, 
der immerhin EUR 17 Mrd. im Jahr in die Kassen spült, soll erst in Stu-
fen bis 2030 abgeschafft werden. Eine echte Entlastung sieht anders 
aus. Die SPD beabsichtigt, Besserverdienende stärker zu belasten und 
dafür den Solidaritätszuschlag abzuschaffen, aber dort nur für untere 
und mittlere Einkommen. Eine insgesamt deutlich höhere Besteuerung 
ist von den Grünen und der Linken zu erwarten. Traditionell gibt es Ver-
sprechungen für Steuersenkungen nur von der FDP, bei denen jedoch 
an der Durchsetzbarkeit durchaus Zweifel angebracht sind. 
 
Weitere potentiell steuererhöhende Maßnahmen sind aus der geplanten 
Abschaffung der Abgeltungssteuer und einer möglichen Verschärfung 
der Erbschaftsteuer zu erwarten. Ein Dauerbrenner ist die Diskussion 
um die Vermögensteuer, deren Einführung jedoch von den großen Par-
teien derzeit nicht aktiv betrieben wird. Echte Steuerentlastungen sind 
nur in Randthemen zu vernehmen. Hier sei die steuerliche Förderung 
von Forschung und Entwicklung zu nennen. Darüber hinaus ist die in 
2016 von der SPD gestoppte steuerlich höhere Abschreibung im Woh-
nungsbau (35 % in den ersten 3 Jahren bei Baukosten von max. EUR 
3.000 pro qm) wieder im Gespräch. 
 
Einer unserer Rostocker Mandanten, die VETEC Zerspanungs- und 
Feinwerktechnik GmbH, hat gerade sein 25-jähriges Firmenjubiläum 
gefeiert. Aus diesem Anlass freuen wir uns, dass Herr Dr. Reichart, 
Gründer und Geschäftsführer der VETEC, sein Unternehmen in unse-
rem Interview vorstellt. VETEC bedient unter anderem Firmen aus der 
Automobilindustrie, der Medizintechnik und der Elektroindustrie. 
 
In diesem Sinne wünschen Ihnen unsere UHY Teams aus Berlin und 
Rostock viel Spaß beim Lesen unseres NEWSletter. 
 

Herzlich 
Ihre 

 

 

Dr. Ulla Peters 
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 Interview mit Herrn Dr. Horst Reichart, Gründer und Ge-
schäftsführer der VETEC Zerspanungs- und Fein-
werktechnik GmbH – Rostock 

 Herr Dr. Reichart, können Sie unseren Le-
sern die VETEC GmbH vorstellen? 
 
„Die VETEC Zerspanungs- und Feinwerktech-
nik GmbH wurde 1992 als Einzelunternehmen 
von mir gegründet und 2012 in eine GmbH 
umgewandelt. 
 
Das Unternehmen beschäftigt sich seit Beginn 
erfolgreich mit der Herstellung von komplexen 
mechanischen Einzelprodukten und Baugrup-
pen. Dabei stehen die Einzelteil- und Proto-
typenfertigung sowie auch die Serienfertigung 
für kleine und mittelgroße Stückzahlen nach 
den Vorgaben unserer Kunden im Vordergrund. 
Wir verstehen uns als innovativer Fertigungsbe-
trieb für den Qualitäts-Feinwerkbau. 
 
Unsere Spezialität ist die Fertigung hochpräzi-
ser und komplexer Bauteile. Viel Erfahrung 
haben wir mit der Bearbeitung unterschiedlichs-
ter Materialien. Bezüglich technischer Anforde-
rungen und Projektbearbeitung reagieren wir 
flexibel auf die Wünsche unserer Kunden. Wir 
sind für die verschiedensten Bereiche der Wirt-
schaft tätig. Zu unserem Kundenstamm zählen 
Firmen aus der Automobilindustrie, der Medizin-
technik, der Luft- und Raumfahrt, der Elektroin-
dustrie, viele Firmen mit innovativen Produkten, 
Forschungs- und Entwicklungsunternehmen 
u.v.m.“ 
 
Die VETEC GmbH wurde am 1. Juli 1992 
gegründet und ist bis heute sehr erfolgreich 
am Markt. Können Sie die Entwicklung kurz 
beschreiben? 
 
„Gerade haben wir unser 25-jähriges Firmenju-
biläum mit einem großen Fest für unsere Mitar-
beiter, Kunden und Geschäftspartner gefeiert 
und die letzten 25 Jahre Revue passieren las-
sen. 
 
Der Geschäftsverlauf der letzten 25 Jahre 
zeichnet sich durch stetiges Wachstum und 
durch Kontinuität aus. Dieses dokumentiert sich 
in den jährlich wachsenden Umsatzzahlen, in
den ständig positiven Gewinnverläufen, in der 

 regelmäßigen Investitionstätigkeit, in der stei-
genden Zahl und der Qualifikation der Mitarbei-
ter, in einem kontinuierlich wachsenden Kun-
denstamm sowie durch den Bau und den Be-
zug eines neuen Firmengebäudes im Jahre 
2009.“ 
 
Wie schätzen Sie die aktuelle und künftige 
Entwicklung in Ihrer Branche ein? 
 
„Unsere 2009 neu errichtete Produktionsstätte 
in Rostock-Schutow ist auf einer Fläche von ca. 
1000 qm mit einem umfangreichen und moder-
nen Maschinenpark ausgestattet. Ein kreatives 
Team von sehr gut ausgebildeten Facharbeitern 
und Ingenieuren ermöglicht die effiziente Reali-
sierung der individuellen Fertigungsdienstleis-
tungen in gleichbleibend hoher Qualität. 
 
An unser Qualitätsniveau stellen sowohl unsere 
Kunden als auch wir höchste Anforderungen. 
Wir erreichen dies durch ständige Bereitstellung 
modernster Fertigungs- und Messtechnik und 
durch hoch motivierte und gut ausgebildete 
Mitarbeiter. Wichtig sind uns dabei auch gute 
Arbeitsbedingungen, ein gutes Arbeitsklima und 
fachgerechte Entlohnung. Unsere Spitzenfach-
kräfte von morgen gewinnen wir über unsere 
Lehrlingsausbildung und über interne Weiter-
qualifizierung bereits erfahrener Fachkräfte. 
 
Mit der Zertifizierung nach der international 
gültigen Qualitätsmanagementnorm DIN EN
ISO 9001 : 2008 unterstreichen wir den hohen 
Qualitätsanspruch unseres Unternehmens. 
 
Durch das Leben nach unserem maßgeschnei-
derten Qualitätsmanagement ist der Qualitäts-
gedanke in allen betrieblichen Bereichen erfolg-
reich integriert. 
 
Neben den CNC-Fertigungsleistungen bieten 
wir Unterstützung bei der Entwicklung und Kon-
struktion. Hat ein Kunde zum Beispiel eine Idee 
für ein Produkt, unterstützen wir ihn bei der 
konstruktiven Umsetzung von der Idee bis zum 
realisierbaren und effizienten Fertigungsteil. 
Zusätzlich bieten wir die fachgerechte Montage 
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Karen Went 
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 Interview mit Herrn Dr. Horst Reichart, Gründer und Geschäfts-
führer der VETEC Zerspanungs- und Feinwerktechnik GmbH – 
Rostock 

 von Einzelteilen zu Baugruppen an. Alle Teile 
werden mit einer fachgerechten Endbearbei-
tung geliefert. 
 
Unsere Motivation, die kontinuierliche Moderni-
sierung unseres Maschinenparks und die part-
nerschaftliche und enge Zusammenarbeit mit 
unseren Kunden sind die Basis unseres Unter-
nehmenserfolges. 
 
Durch die Konzentration auf qualitativ hochwer-
tige Fertigungsprodukte mit modernen CNC-
Maschinen haben wir uns zu einem gefragten 
Dienstleister in der Metallbranche und der Me-
dizintechnik entwickelt. Unseren Kundenstamm 
haben wir in ganz Deutschland. In der Produk-
tion erreichen wir seit Jahren eine Auslastung 
von 100 %, so dass wir ein durchgängiges 2-
Schichtsystem durchführen können. Diese posi-
tive wirtschaftliche Lage können wir auch für 
2017 verzeichnen. Die darüber hinausgehende 
Auftragslage für das nächste halbe Jahr stellt 
sich durch die Vorverträge und Gemein-
schaftsprojekte sehr positiv dar, so dass von 
einer bleibenden Steigerung und Kontinuität 
ausgegangen werden kann.“ 
 

 
 
Wie sehen die weiteren Planungen bei der 
VETEC Zerspanungs- und Feinwerktechnik 
GmbH aus? 
 
„Als Einzelkaufmann habe ich die Firma 20 
Jahre alleine geführt. Die Umwandlung der 
Einzelfirma im Zuge einer Gesamtrechtsnach-
folge in eine GmbH im Jahre 2012 hatte u. a. 
auch das Ziel, die Unternehmensnachfolge zu 
regeln. Meine Tochter Karen Went, als Maschi-
nenbauingenieur und langjährige Mitarbeiterin, 

 ist als Gesellschafterin und weitere Geschäfts-
führerin in die Firmenleitung eingebunden. Ich 
werde mich nun weiter aus dem operativen
Geschäft zurückziehen, jedoch beratend und 
bei Bedarf zur Verfügung stehen. 
 
Einige Weichen für die Zukunft sind schon ge-
stellt und gehen demnächst in die Umsetzung. 
Derzeit laufen die Planungen für einen Anbau 
an unser Firmengebäude. Die kontinuierliche 
Auftragslage und steigende Nachfrage unserer 
Kunden macht es erforderlich, unsere Kapazitä-
ten zu erweitern. Wir werden in weitere hoch-
moderne Maschinen investieren und somit den 
Anforderungen unserer Kunden noch besser 
gerecht werden und unseren Mitarbeitern damit 
ein gewohnt optimales Arbeitsumfeld bieten.“ 
 
Wie kamen Sie in Kontakt mit UHY? 
 
„In den 90er Jahren haben wir unsere Buchhal-
tung und Lohnabrechnungen in einem Buchhal-
tungsbüro erstellen lassen. Als im Jahr 2001 
UHY das Buchhaltungsbüro mit allen Mitarbei-
tern übernommen hat, haben wir uns ent-
schlossen, weiterhin die betriebswirtschaftliche 
und steuerliche Beratung in die Hände von 
UHY zu geben und haben es bis heute nicht 
bereut. Unsere Steuerberaterin Frau Hägner 
und unsere Bearbeiterin für die Finanz- und 
Lohnbuchhaltung, Frau Zimmermann, betreuen 
uns schon viele Jahre und kennen unser Unter-
nehmen. Wir schätzen diese Kontinuität sehr. 
 
Seit über 16 Jahren sind wir nun Mandant bei 
UHY Lauer & Dr. Peters KG in Rostock und 
wissen, dass alle unsere Fragen rund um be-
triebswirtschaftliche und steuerliche Themen 
schnell und kompetent geklärt werden.“ 
 
Wir danken Ihnen für das Gespräch, Herr 
Dr. Reichart, und wünschen sowohl Ihnen 
als auch Ihrem Unternehmen für die Zukunft 
weiterhin viel Erfolg! 
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 Öffentliche Zuschüsse nach BilRUG in der Gewinn- und 
Verlustrechnung 
Igor Stranz, WP/StB, UHY Deutschland AG, Berlin 

 Mit dem am 23. Juli 2015 in Kraft getretenen 
Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) 
wurden umfangreiche Änderungen für Einzel-
und Konzernabschlüsse beschlossen. Eine 
wesentliche Änderung betraf die deutlich weiter 
gefasste Definition der Umsatzerlöse. 
 
Vor der Einführung des BilRUG wurden unter 
den Umsatzerlösen die Erlöse aus dem Verkauf 
und der Vermietung oder Verpachtung von 
typischen Erzeugnissen und Waren sowie aus 
typischen Dienstleistungen ausgewiesen, wenn 
diese im Rahmen der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit erfolgen. Nach der Neudefinition des 
§ 277 Abs. 1 HGB gehören zu den Umsatzerlö-
sen die Erlöse aus dem Verkauf und der Ver-
mietung oder Verpachtung von Produkten so-
wie aus der Erbringung von Dienstleistungen, 
ohne dass es darauf ankommt, ob es sich dabei 
um eine typische oder gewöhnliche Geschäfts-
tätigkeit des Unternehmens handelt. Diese Än-
derung führte letztendlich auch zum Wegfall der 
Position „Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit“ in der Gewinn- und Verlust-
rechnung. 
 
Nachfolgend wird erläutert, ob sich aufgrund 
des BilRUG Auswirkungen auf den Ausweis 
von öffentlichen Zuschüssen in Gewinn- und 
Verlustrechnung ergeben. Die Behandlung von 
Investitionszuschüssen (z. B. private Baukos-
tenzuschüsse oder öffentliche GRW-
Fördermittel für Investitionen) oder privaten 
Aufwands- oder Ertragszuschüssen wird an 
dieser Stelle nicht thematisiert. Weiterhin wird 
angenommen, dass die Zuschüsse periodenge-
recht im laufenden Geschäftsjahr zu erfassen 
sind. 
 
Die gewährten Zuschüsse können unter ande-
rem nach folgenden Kriterien unterschieden 
werden: 
 
- Zuschüsse mit Gegenleistungscharakter 
 
- Zuschüsse ohne Gegenleistungscharakter 

 Zuschüsse können durch öffentliche Fördermit-
telgeber im Rahmen von Fördervorhaben (z. B. 
Fördermittel von Bund und Ländern für For-
schungs- und Entwicklungsleistungen) gewährt 
werden. Grundlage der Zuschussgewährung 
sind in der Regel Zuwendungsbescheide. Be-
standteil der Zuwendungsbescheide sind übli-
cherweise allgemeine Nebenbestimmungen, so 
z. B. bei der Gewährung von öffentlichen Zu-
schüssen der Investitionsbank des Landes 
Brandenburg die ANBEST-G. 
 
Bei den öffentlichen Zuschüssen handelt es 
sich im Regelfall um nicht oder nur bedingt 
rückzahlbare Zuwendungen. Solange die Be-
dingung für die Rückzahlung (regelmäßig der 
Eintritt eines bestimmten, in den Zuwendungs-
bedingungen definierten Ereignisses bzw. die 
Nichtdurchführung von Maßnahmen) nicht ein-
getreten ist, verbleibt die Zuwendung endgültig 
beim Zuwendungsempfänger. Nach IDW HFA 
1/1984 i.d.F. 1990 stellen diese nicht rückzahl-
baren Zuwendungen Erfolgsbeiträge dar, die in 
der Gewinn- und Verlustrechnung als Ertrag 
(oder Minderung von Aufwendungen) auszu-
weisen sind. 
 
Auch im Fall von Zuschüssen ist nach der defi-
nitorischen Einordnung des Gesetzgebers zu 
beachten, dass die Erbringung einer Dienstleis-
tung nur dann als Umsatzerlös zu qualifizieren 
ist, wenn es sich um einen Leistungsaustausch 
handelt. Daher können Zuschüsse nur dann 
unter den Umsatzerlösen auszuweisen sein, 
wenn diese mit einer Gegenleistung verknüpft 
sind. Dieses Ergebnis entspricht auch der Auf-
fassung des IDW (242. Sitzung zur Neudefiniti-
on der Umsatzerlöse nach dem BilRUG). 
 
Zur weiteren Abgrenzung ist es auch denkbar, 
auf die umsatzsteuerliche Beurteilung von Zu-
schüssen im Umsatzsteueranwendungserlass 
(Abschnitt 10.2. UStAE) zurückzugreifen. Da-
nach werden echte und unechte Zuschüsse 
unter anderem dadurch unterschieden, ob die-
se aufgrund eines Leistungsaustauschverhält-  
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 nisses erfolgen oder auf allgemeinpolitischen 
oder öffentlich-rechtlichen Förderungen beru-
hen. Öffentliche Zuschüsse gehören regelmä-
ßig zu den echten und demnach nicht umsatz-
steuerbaren Zuschüssen, da es nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung am Leistungsaus-
tausch zwischen Zuschussempfänger und End-
verbraucher der Leistung fehlt. Allenfalls kann
eine Leistungsbeziehung zwischen dem Zu-
schussempfänger und dem Zuschussgeber 
vorliegen. Bei der Würdigung dieser Umsatz-
steuerregelungen ist jedoch zu beachten, dass 
diese nicht darauf gerichtet sind, den Ausweis 
in der Gewinn- und Verlustrechnung zu klären. 
Somit können diese Regelungen nur hilfsweise 
und indiziell herangezogen werden. 
 
Weder im Gesetzgebungsverfahren zum 
BilRUG noch in der Literatur ist der spezielle 
Ausweis von Zuschüssen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung diskutiert worden. Daher ist 
auf die allgemeinen handelsrechtlichen Rege-
lungen zurückzugreifen. Folgende gewichtige 
Gründe sprechen bei Vorliegen des jeweiligen 
Einzelfalls dafür, dass öffentliche Zuschüsse 
unter den Umsatzerlösen auszuweisen sind: 
 
1) Die Neudefinition der Umsatzerlöse durch 

das BilRUG erweitert den Umfang der da-
runter ausweisenden Erträge deutlich. Da-
nach sind im Grundsatz alle aus der Ge-
schäftstätigkeit eines Unternehmens und 
mit einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Gegenleistung verbundenen Erträge, 
gleichgültig ob diese typisch, regelmäßig 
oder außergewöhnlich und unregelmäßig 
anfallen, unter den Umsatzerlösen auszu-
weisen. Ein Ausweis unter den sonstigen 
betrieblichen Erträgen ist unter Beachtung 
des allgemeinen Wesentlichkeitsgrundsat-
zes nur noch im Ausnahmefall möglich. 

 
2) Bereits das IDW hat in HFA 2/1996 i.d.F. 

2013 (Tz. 2.1.2. letzter Absatz) seine Auf-
fassung dargelegt, dass erfolgswirksam 
verrechnete Aufwandszuschüsse (dazu ge-
hören im Allgemeinen auch öffentliche 

 Zuschüsse) entweder als Umsatzerlöse o-
der als sonstige betriebliche Erträge aus-
zuweisen sind. Ein Ausweis unter den Um-
satzerlösen war daher bereits unter den 
weiteren Voraussetzungen vor Anwendung 
des BilRUG möglich. 

 
3) Die den öffentlichen Zuschüssen zugrunde 

liegenden Zuwendungsbescheide regeln 
üblicherweise (z. B. in den allgemeinen Ne-
benbestimmungen), dass Zuschüsse nur 
unter der Maßgabe der Durchführung eines 
genau definierten geförderten Zweckes ge-
währt werden. Zuschüsse ohne Zweckbin-
dung werden üblicherweise nicht gewährt. 
Diese Zuschüsse sind unter den weiteren 
Voraussetzungen zurückzuzahlen, sofern 
die Zweckbindung ganz oder teilweise nicht 
erfüllt wird. Insofern muss der Zuschuss-
empfänger eine Gegenleistung erbringen. 

 
4) Die Gewährung von öffentlichen Zuschüs-

sen kann unter die Erbringung von Dienst-
leistungen subsumiert und damit als Leis-
tungsaustausch qualifiziert werden. Der 
Leistungsaustausch findet zwar nicht zwi-
schen dem Zuschussempfänger und dem 
Endverbraucher, sondern zwischen der öf-
fentlichen Hand als Zuschussgeber und 
dem Zuschussempfänger statt. Eine Be-
schränkung auf eine unmittelbare Gegen-
leistung des Endverbrauchers dürfte jedoch 
vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
und tatsächlichen Gegebenheiten nicht 
sachgerecht sein. 

 
5) Ein Zurückgreifen oder Verweis auf die 

umsatzsteuerlichen Regelungen ist wenig 
hilfreich, da es für Zwecke der Umsatzsteu-
er gerade nicht darauf ankommt, ob eine 
Leistung unter den Umsatzerlösen oder den 
sonstigen betrieblichen Erträgen ausgewie-
sen wird. 

 
6) Schließlich basiert im Einzelfall auch der 

Geschäftszweck von Unternehmen (z. B. im 
Biotechnologie- oder Start-up-Bereich) da- 
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 rauf, dass öffentliche Zuschüsse eingeworben 
werden, um die Geschäftstätigkeit in Gang zu 
setzen oder voranzutreiben. Diese Zuschüsse 
stellen einen bedeutenden und nicht selten den 
einzigen Ertrag des Unternehmens dar, der in 
der Planrechnung und beim Nachweis der Fort-
führungsprämisse berücksichtigt wird. Ein Aus-
weis unter den Umsatzerlösen entspricht daher 
auch gemäß § 264 HGB der Vermittlung eines 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge. 
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 HGB News 

 Bilanzierung bestrittener Steuerforderungen 
 
Grundsätzlich müssen vom Finanzamt festge-
setzte Steuernachforderungen in der Bilanz 
passiviert werden. Falls der Steuerpflichtige 
jedoch erhebliche Einwände gegen die Nach-
forderung hat und er auf Basis einer fundierten 
Argumentation mit überwiegender Wahrschein-
lichkeit davon ausgeht, dass er die Nachforde-
rung durch Rechtsmittel deutlich vermindern 
oder ganz abwenden kann, ist der streitige Be-
trag nicht zurückzustellen. 
 
Bei den derzeitigen Niedrigzinsen kann es für 
Steuerpflichtige unter Umständen sinnvoll sein, 
trotz guter Erfolgsaussichten keinen Antrag auf 
Aussetzung der Vollziehung zu stellen und 
stattdessen den nachgeforderten Betrag an das 
Finanzamt zu zahlen. Soweit der Steuerpflichti-
ge im Einspruchsverfahren erfolgreich ist, wird 
das Steuerguthaben vom Finanzamt zurückge-
zahlt und mit 6% attraktiv verzinst. Im Fall der 
Erfolglosigkeit der Rechtsmittel fallen keine 
Nachzahlungszinsen an, die ebenso mit 6% zu 
berechnen wären. 
 
Handelsbilanziell stellt sich die Frage, ob die 
vom Steuerpflichtigen erwartete Steuererstat-
tung aktiviert werden kann. Hiermit hat sich der 
Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) in seiner 247. Sitzung 
beschäftigt. Danach ist für eine bestrittene 
Steuerschuld dann eine Rückstellung zu bilden, 
wenn die Gründe für eine Inanspruchnahme 
stärker wiegen als die Gründe dagegen. Die 
Bildung einer Steuerrückstellung hat nach den 
allgemeinen handelsrechtlichen Grundsätzen 
zur Passivierung von Rückstellungen zu erfol-
gen. 
 
Für die Aktivierung von Forderungen gelten 
hingegen andere Grundsätze als für die Passi-
vierung von Rückstellungen. Hierfür reicht eine 
überwiegende Wahrscheinlichkeit nicht aus. 
Vielmehr dürfen Forderungen nur aktiviert wer-
den, wenn die Anspruchsvoraussetzungen mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
vorliegen. Diese Voraussetzung ist jedoch bei 

 bestrittenen Steuerforderungen bis auf wenige 
Ausnahmen (z. B. offenbare Unrichtigkeit) nicht 
erfüllt. Vielmehr hat die zuständige Behörde in 
Kenntnis der abweichenden Auffassung des 
Steuerpflichtigen das Vorliegen der Anspruchs-
voraussetzungen verneint und die Steuer ab-
weichend festgesetzt. 
 
Letztendlich kommt der HFA zu dem Ergebnis, 
dass bei Steuerrechtsstreitigkeiten, die mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit für den 
Steuerpflichtigen positiv ausgehen, vor Zahlung 
der von den Finanzbehörden geforderten 
Summe keine Rückstellung zu bilden ist, nach 
Zahlung jedoch - trotz unveränderter Erfolgs-
aussichten - keine Steuererstattungsforderung 
aktiviert werden kann. 
 
Einzelfragen der Bilanzierung von Finanzin-
strumenten nach IFRS 9 (Fortsetzung des 
IDW ERS 48) - Wertminderungen 
 
Die vollständige Neufassung des IFRS 9 „Fi-
nanzinstrumente“ führt zu wesentlichen Ände-
rungen bei der Bilanzierung von Finanzinstru-
menten. Angesichts der Vielzahl von Ausle-
gungsfragen und der Komplexität hat der 
Hauptfachausschuss des IDW den ERS HFA 
48 um Einzelfragen zum Thema „Wertminde-
rungen“ ergänzt. 
 
Aus der Ablösung des bisherigen „Incurred 
Loss Model“ nach IAS 39 durch das stärker 
zukunftsorientierte „Expected Credit Loss Mo-
del“ des IFRS 9 resultieren deutlich mehr 
Schätzungen und Ermessensspielräume, die 
sowohl Abschlussersteller als auch Abschluss-
prüfer vor zahlreiche Herausforderungen stel-
len. Die aktuelle Ergänzung des IDW ERS HFA 
48 enthält Klarstellungen zu den folgenden 
Einzelaspekten des Wertminderungsmodells 
des IFRS 9: 
· Anwendungsbereich der Wertminderungs-

regelung 
· Bestimmung einer signifikanten Erhöhung 

des Kreditausfallrisikos 
· Bemessung der erwarteten Kreditverluste 
· Verwendung von angemessenen und be-

lastbaren Informationen. 
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 Bemessung des Ordnungsgeldes wegen 
verspäteter Einreichung der Jahresab-
schlussunterlagen unter Berücksichtigung 
früherer Verstöße 
 
Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Köln 
vom 20. Juli 2016 können bei der Bemessung 
des Ordnungsgeldes wegen verspäteter Einrei-
chung der Jahresabschlussunterlagen frühere 
(feststehende oder sogar rechtskräftig sanktio-
nierte) Verstöße gegen die gesetzlichen Publizi-
tätspflichten berücksichtigt werden. Dies bedeu-
tet, dass Ordnungsgelder, sofern bereits frühe-
re Verstöße vorliegen, (wesentlich) höher aus-
fallen können als bei einem erstmaligen Ver-
stoß. 
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 Bundesrat beschließt die neue Kassensi-
cherungsverordnung 
 
Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen 
an digitalen Grundaufzeichnungen vom 
28. Dezember 2016 hat der Gesetzgeber Neue-
rungen und Verschärfungen im Bereich Sicher-
heitsanforderungen der elektronischen Kassen-
führung eingeführt. Dazu gehören die Einfüh-
rung einer Kassennachschau und der Einbau 
einer „zertifizierten Sicherheitseinrichtung“ in 
alle Systeme. Geregelt wird insbesondere: 
 
· welche Aufzeichnungssysteme von der 

Neuregelung betroffen sind, 
· wann und auf welche Weise eine GoBD 

konforme Protokollierung der Aufzeichnun-
gen zu erfolgen hat, 

· wie ein Datenexport auf die Systeme des 
Finanzamtes sichergestellt wird, 

· die Mindestinhalte eines mit einer Kasse 
erstellten Beleges, 

· die Ausgestaltung der technischen Sicher-
heitseinrichtung. 

 
Es ist nicht auszuschließen, dass Betriebsprü-
fungen bei Unternehmen mit intensivem Bar-
geldverkehr und elektronischem Kasseneinsatz 
vor dem Hintergrund der GoBD und der Kas-
sensicherungsverordnung in Zukunft in vielen 
Fällen zu erheblichen Beanstandungen, Hinzu-
schätzungen und ggf. Steuernachzahlungen 
führen. 
 
Verluste aus dem Betrieb einer Photovol-
taikanlage können steuerlich anzuerkennen 
sein 
 
Der 1. Senat des Finanzgerichts Baden-
Württemberg hat in einem rechtskräftigen Urteil 
vom 9. Februar 2017 (1 K 841/15) entschieden, 
dass Verluste aus dem Betrieb einer Photovol-
taikanlage auch bei negativer Gewinnprognose 
steuerlich anzuerkennen sein können. 

 Ein Steuerpflichtiger erwarb das Recht, Teilflä-
chen an Grundstücken zur Errichtung einer 
Photovoltaikanlage zu benutzen. Von einer 
Personengesellschaft erwarb er zudem zwei 
Photovoltaikanlagen. Die Gesellschaft plante 
nach ihrem Verkaufsprospekt einen Solarpark 
aus unabhängigen Einzelanlagen. Der Prospekt 
enthielt eine Ertragsprognose, von welcher die 
tatsächliche Leistung der Anlagen später nega-
tiv abwich. Der Steuerpflichtige wandte darauf-
hin Kosten auf, um die Leistung der Anlage zu 
verbessern (z. B. wurde ein Gutachter zur Ur-
sachenerforschung beauftragt und es wurden 
technische Maßnahmen zur Verbesserung der 
betrieblichen Ergebnisse vorgenommen). Fer-
ner konnte er erfolgreich Kosten senken, indem 
er in Verhandlungen mit der darlehensgeben-
den Bank eine Absenkung des Zinssatzes er-
reichte. 
 
In seiner Einkommensteuererklärung erklärte 
der Steuerpflichtige Verluste aus Gewerbebe-
trieb. Das Finanzamt berücksichtigte diese nicht 
mit der Begründung, dass die Gewinnerzie-
lungsabsicht fehle. 
 
Das Finanzgericht erkannte die Verluste den-
noch steuerlich an. Es gab den Hinweis, dass 
die Gewinnerzielungsabsicht in zwei Stufen zu 
prüfen sei. In der ersten Stufe sei die Ergebnis-
prognose vorzunehmen. Diese ist für den Prog-
nosezeitraum, der der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer der Anlagen von 20 Jahren 
entspricht, negativ. In der zweiten Stufe seien 
die Gründe hierfür zu würdigen. Beim Betrieb 
von Photovoltaikanlagen spreche der Beweis 
des ersten Anscheins für eine Gewinnerzie-
lungsabsicht, der durch die negative Totalge-
winnprognose in Frage gestellt werde. Die ver-
lustbringende Tätigkeit beruhe jedoch nicht auf 
persönlichen Gründen. Der Steuerpflichtige 
habe im Rahmen seiner Möglichkeiten alles 
unternommen, um die Verluste gering zu hal-
ten. Dadurch seien die Einnahmen gestiegen. 
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 Im Verkaufsprospekt werde auch nicht mit einer 
Steuerersparnis durch mögliche Verluste aus 
dem Betrieb des Solarparks geworben. 
 
Buchhalter sind nicht zur Erstellung von 
Umsatzsteuervoranmeldungen berechtigt 
 
Mit Urteil vom 7. Juni 2017, II R 22/15, hat der 
BFH entschieden, dass die in § 6 Nr. 4 Steuer-
beratungsgesetz (StBerG) genannten Personen 
auch dann nicht zur Erstellung von Umsatz-
steuervoranmeldungen berechtigt sind, wenn 
diese aufgrund des verwendeten Buchfüh-
rungsprogramms automatisch erfolgt. 
 
Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) 
ist als Bürokauffrau mit der Qualifizierung zur 
Diplom-Kauffrau (FH) und als Steuerfachgehil-
fin ausgebildet. Sie betreibt ein selbständiges 
Buchführungsbüro, in dem sie Leistungen nach 
§ 6 Nr. 3 und 4 StBerG erbringt. Ihre Tätigkeit 
umfasst auch die laufende Finanzbuchhaltung 
mit digitaler Archivierung und die laufende 
Lohnbuchhaltung. Zur Bearbeitung setzt sie ein 
Buchführungsprogramm ein. Für ihren Auftrag-
geber verbuchte sie alle Belege im Zusammen-
hang mit dessen gewerblichem Unternehmen. 
Die von ihr über das Buchführungsprogramm 
erstellten monatlichen Umsatzsteuervoranmel-
dungen übermittelte sie auf elektronischem 
Weg an das zuständige Finanzamt. 
 
Nach einer Umsatzsteuersonderprüfung wies 
das Finanzamt die Klägerin gemäß § 80 Abs. 5 
der Abgabenordnung (AO) in der seinerzeit 
geltenden Fassung als Bevollmächtigte des 
Auftraggebers zurück, weil sie durch die Über-
mittlung der monatlichen Umsatzsteuervoran-
meldungen geschäftsmäßig Hilfe in Steuersa-
chen geleistet habe, ohne dazu befugt zu sein. 
Das Finanzamt führte weiter aus, alle Verfah-
renshandlungen, die die Klägerin trotz der Zu-
rückweisung künftig für den Auftraggeber vor-
nehme, blieben ohne steuerliche Wirkung. 
 
Den Einspruch der Klägerin hiergegen wies das 
Finanzamt mit der Begründung zurück, die Klä-
gerin habe für den Auftraggeber alle relevanten 

 Belege gebucht sowie die monatlichen Umsatz-
steuervoranmeldungen erstellt und aufgrund 
einer entsprechenden Authentifizierung (re-
gistriertes Zertifikat) an das Finanzamt übermit-
telt. Die Klägerin sei zwar zur laufenden Buch-
führung und isoliert betrachtet auch zur elektro-
nischen Übermittlung der Umsatzsteuervoran-
meldungen an das Finanzamt berechtigt gewe-
sen, nicht aber zu deren Erstellung. Die Ver-
wendung des Buchführungsprogramms ändere 
daran nichts. 
 
Das Finanzgericht wies die dagegen gerichtete 
Klage mit der Begründung ab, die Klägerin ge-
höre nicht zu dem in §§ 3, 3a und 4 StBerG 
bezeichneten Personenkreis. Sie sei nicht im 
Rahmen des § 6 Nr. 3 StBerG tätig geworden. 
Sie habe nicht lediglich die bei dem Auftragge-
ber angefallenen Geschäftsvorgänge mecha-
nisch gebucht. Die Berechtigung zur Erstellung 
der Umsatzsteuervoranmeldungen ergebe sich 
auch nicht aus § 6 Nr. 4 StBerG. Die Klägerin 
habe sich nicht auf die bloße Übermittlung der 
Umsatzsteuervoranmeldungen an das Finanz-
amt beschränkt. Die Hilfeleistung der Klägerin 
für den Auftraggeber in Steuersachen sei selb-
ständig und in der Absicht, die Betätigung in 
gleicher Art zu wiederholen, und somit ge-
schäftsmäßig erfolgt. Die Klägerin übe ihren 
Beruf in eigener Verantwortung und auf eigene 
Rechnung und demgemäß selbständig aus. 
 
Der BFH hat die seitens der Klägerin hiergegen
eingelegte Revision als unbegründet zurückge-
wiesen. Das Finanzgericht hat zu Recht ange-
nommen, dass die Voraussetzungen für die 
Zurückweisung der Klägerin als Bevollmächtig-
te des Auftraggebers erfüllt waren. Nach § 80 
Abs. 5 AO sind Bevollmächtigte und Beistände 
zurückzuweisen, wenn sie geschäftsmäßig Hilfe 
in Steuersachen leisten, ohne dazu befugt zu 
sein. Auch der Bundesgerichtshof (BGH) ist der 
Ansicht, dass die geschäftsmäßige Hilfeleistung 
bei der Erstellung von Umsatzsteuervoranmel-
dungen den steuerberatenden Berufen vorbe-
halten ist; denn es handelt sich dabei um einen 
mit der Berechnung der Steuer durch den Un-
ternehmer selbst verbundenen Steueranmel-  
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 dungsvorgang, der umfassende Kenntnisse des 
Umsatzsteuerrechts voraussetzt und im Inte-
resse der Allgemeinheit und der Steuerpflichti-
gen anderen Personen als einem ausgebildeten 
steuerlichen Berater nicht überlassen werden 
darf. 
 
Berücksichtigung eines Veräußerungsver-
lusts bei Ratenzahlung im Falle einer priva-
ten Grundstücksveräußerung 
 
Bei Veräußerung eines dem Privatvermögen 
zuzurechnenden Grundstücks liegt ein steuer-
lich relevantes Veräußerungsgeschäft vor, 
wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung des 
Grundstücks und der Veräußerung nicht mehr 
als zehn Jahre beträgt. Der BFH hat entschie-
den, wann der Verlust aus einem privaten Ver-
äußerungsgeschäft, bei dem der Veräuße-
rungspreis über mehrere Jahre in Raten gezahlt 
wird, zu berücksichtigen ist. Danach fällt der 
Veräußerungsverlust anteilig nach dem Ver-
hältnis der Teilzahlungsbeträge zum Gesamt-
veräußerungserlös in den jeweiligen Jahren der 
Zahlungszuflüsse an. 
 
Ertragsteuerliche Beurteilung von Aufwen-
dungen für die Veranstaltung von Golftur-
nieren 
 
Betriebsausgaben sind nicht abziehbar, wenn 
es sich um Aufwendungen für Jagd oder Fi-
scherei, für Segeljachten oder Motorjachten 
sowie für ähnliche Zwecke und für die hiermit 
zusammenhängenden Bewirtungen handelt. 
Inwieweit in der Ausführung von Golfturnieren 
ähnliche Zwecke zu sehen sind, hat der BFH in 
zwei Urteilen näher abgegrenzt. 
 
Anwendbar ist lt. BFH das Betriebsausgaben-
abzugsverbot vollumfänglich, wenn der Steuer-
pflichtige Golfturniere ausrichtet und in diesem 
Zusammenhang Abendveranstaltungen durch-
führt, um Gelder für wohltätige Zwecke zu 
sammeln. Hingegen sind Aufwendungen für 
solche Golfturniere ausnahmsweise nicht unter 
das Abzugsverbot zu fassen, zu denen sich 
eine Brauerei bei Abschluss von Bierlieferver- 

 trägen verpflichtet hat. Die Ausrichtung der
Turniere ist in diesem Fall als eine Art Preisbe-
standteil anzusehen. Eine Ausnahme vom Ab-
zugsverbot für derartige Aufwendungen ist nach 
den Urteilsgrundsätzen vom 14. Oktober 2015 
nur möglich, wenn sich die Vertragsgestaltun-
gen eng an dem entschiedenen Brauerei-Fall 
orientieren. Insbesondere ist es als wichtiger 
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen 
erforderlich, dass durch die Übernahme der 
Finanzierung von Kosten eines Turniers/einer 
Veranstaltung auch Liefermöglichkeiten für die 
Zukunft gesichert werden. Für das Vorliegen 
einer solchen „vertraglichen Verpflichtung im 
Rahmen einer bestehenden Geschäftsbezie-
hung” ist es zwar nicht maßgeblich, dass eine 
derartige Vereinbarung im ersten Vertrag ent-
halten sein muss. Ausreichend ist vielmehr, 
dass eine solche im Rahmen einer Vertragsän-
derung/-erweiterung getroffen wird. Dies gilt 
aber nicht, wenn die Vertragsänderung aus-
schließlich die Verpflichtung zum Durchführen 
solcher Veranstaltungen zum Gegenstand hat. 
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 UHY-EMEA-Meeting 2017 in Rom 
 
Neben dem alljährlichen Meeting mit Vertretern 
aus dem gesamten internationalen UHY-
Netzwerk treffen sich einmal im Jahr auch die
UHY-Kollegen aus der Region Europa, Naher 
Osten und Afrika, um einerseits fachliche The-
men mit internationalem Bezug zu diskutieren, 
andererseits aber auch zur Pflege persönlicher 
Kontakte. In diesem Jahr fand das Meeting in 
der italienischen Metropole Rom vom 18. zum 
19. Mai 2017 statt. 
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tem Wissen und Kenntnisstand erarbeitet wor-
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